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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Dezember 1963 

6 — 68070 — 6438/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Handelspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats, in der gemeinsame Grundsätze 
und ein gemeinschaftliches Verfahren für den handels- 
politischen Schutz der EWG gegenüber anormalen Prak- 
tiken von Drittländern festgelegt werden. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 25. November 1963 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist voraussichtlich nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats, 
in der gemeinsame Grundsätze und ein gemeinschaftliches Ver- 
fahren für den handelspolitischen Schutz der EWG gegenüber 
anormalen Praktiken von Drittländern festgelegt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der EWG, 
insbesondere auf Artikel 111, 

gestützt auf die Entscheidung des Rats vom 25. Sep- 
tember 1962 über ein Arbeitsprogramm auf dem 
Gebiet der gemeinsamen Handelspolitik^), 

gestützt auf das Arbeitsprogramm des Rats für 
1963 über die beschleunigte Verwirklichung des vor- 
genannten Arbeitsprogramms, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am Ende der Übergangszeit ist die gemeinsame 
Handelspolitik nach einheitlichen Grundsätzen zu 
gestalten. 

Die Durchführung dieser gemeinsamen Handels- 
politik nach Ablauf der Übergangszeit setzt voraus, 
daß sie während der Übergangszeit schrittweise 
eingeführt wird. 

Die handelspolitischen Schutzmaßnahmen, die u. a. 
im Falle anormaler Praktiken eines oder mehrerer 
Drittländer zu treffen sind, stellen einen wichtigen 
Faktor dieser gemeinsamen Handelspolitik dar. 

Für die wirtschaftliche Entwicklung der Gemein- 
schaft, bei der die Ausweitung des Außenhandels 
einen der Hauptfaktoren darstellt, ist es erforderlich, 
über die geeigneten Mittel zu verfügen, um den 
Schwierigkeiten begegnen zu können, die zwangs- 
läufig aus den anomalen Praktiken der Drittländer 
zur Beschränkung dieses Handels erwachsen würden. 

Die derzeitige allgemeine Lage, insbesondere die 
Aussicht auf handelspolitische Verhandlungen in 
näherer oder ferner Zukunft machen eine Initiative 
auf dem Gebiet gemeinsamer handelspolitischer 
Schutzmaßnahmen noch vor Ablauf der Übergangs- 
zeit erforderlich. 

Daher muß bereits jetzt ein wirksames Verfahren 
eingeführt werden, das gemeinschaftliche handels- 
politische Schutzmaßnahmen ermöglicht. 

Wegen des sehr unbestimmten Charakters der 
anormalen Praktiken erfordert die Anwendung eines 
solchen Verfahrens eine möglichst genaue Definition 
dieser Praktiken. 
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Vor jeder Initiative sollten — wie im Arbeitspro- 
gramm vorgesehen — Konsultationen durchgeführt 
werden. 

Sofern sich aus den Konsultationen ergibt, daß 
die Schwierigkeiten lediglich den Markt eines ein- 
zigen Mitgliedstaates treffen, können die handels- 
politischen Schutzmaßnahmen spätestens bis zum 
Ende der Übergangszeit auf nationaler Ebene getrof- 
fen und aufrechterhalten werden. 

Werden dagegen die Interessen mehrerer Mit- 
gliedstaaten oder der Gemeinschaft als solcher be- 
rührt, so müssen die handelspolitischen Schutzmaß- 
nahmen entsprechend den im Vertrag festgelegten 
Bestimmungen vom Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion beschlossen werden. 

Die sofortige Wahrung der Interessen der Mit- 
gliedstaaten macht es erforderlich, daß in Dringlich- 
keitsfällen unverzüglich handelspolitische Schutz- 
maßnahmen getroffen werden, um den in der Ge- 
meinschaft auftretenden Auswirkungen der durch 
eine anormale Praktik begünstigten Einfuhren aus 
dritten Ländern zu begegnen; zu diesem Zweck muß 
ein geeignetes Verfahren vorgesehen werden. 

In Dringlichkeitsfällen und bis zum Inkrafttreten 
der gemeinschaftlichen Beschlüsse müssen die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit haben, im Rahmen des 
nationalen Rechts Sicherungsmaßnahmen zu treffen. 

Die einzelstaatiichen oder gemeinschaftlichen han- 
delspolitischen Schutzmaßnahmen dürfen auf keinen 
Fall dazu führen, daß der Wettbewerb auf den Märk- 
ten der Gemeinschaft verfälscht wird. 

Es muß vermieden werden, daß die Wirksamkeit 
der gemeinsamen Maßnahmen durch andere auf 
nationaler Ebene getroffene handelspolitische Maß- 
nahmen beeinträchtigt wird. 

Falls die anormalen Praktiken von einem oder 
mehreren Drittländern angewendet werden, die 
Vertragsparteien des GATT sind, müssen die Be- 
stimmungen des Allgemeinen Abkommens über 
diese Praktiken eingehalten werden • — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Wenn infolge anormaler Praktiken seitens eines 
oder mehrerer Drittländer handelspolitische Schutz- 
maßnahmen in Betracht gezogen werden müssen, 
so wird das in dieser Verordnung vorgesehene 
interne Verfahren angewandt. 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1739 


2. Anormale Praktiken im Sinne dieser Verord- 
nung sind alle Rechts-, Verwaltungs- und sonstige 
Vorschriften, handeis- oder währungspolitischen 
Praktiken oder ganz allgemein Bestimmungen jeder 
Art, 

— die den Verpflichtungen zuwiderlaufen, die ge- 
genüber den Mitgliedstaaten oder der Gemein- 
schaft als solcher entweder innerhalb internatio- 
naler Wirtschaftsorganisationen, insbesondere 
des GATT, oder im Rahmen bilateraler oder 
multilateraler Handels- oder Wirtschaftsverträge 
oder -abkommen eingegangen wurden, oder 

— die geeignet sind, den Wettbewerb auf den Be- 
stimmungsmärkten zuungunsten der Mitglied- 
staaten oder der Gemeinschaft als solcher zu ver- 
fälschen oder innerhalb der Gemeinschaft eine 
schwere Störung oder die Gefahr einer solchen 
Störung hervorrufen oder 

— die geeignet sind, ungerechtfertigte, insbeson- 
dere diskriminierende Hindernisse im Handel mit 
der Gemeinschaft darzustellen. 

Artikel 2 

Der oder die Mitgliedstaaten, die das Vorhanden- 
sein solcher Praktiken festgestellt haben und die 
Anwendung handelspolitischer Schutzmaßnahmen 
für erforderlich halten, beantragen bei der Kommis- 
sion unter Angabe von Gründen die Durchführung 
von Konsultationen. Das Konsultationsverfahren 
kann auch auf Betreiben der Kommission eingeleitet 
werden. 

Die Konsultationen werden innerhalb von zwei 
Wochen nach Eingang des Antrags bei der Kommis- 
sion entsprechend dem Verfahren eröffnet, das im 
Anhang (Kapitel A, Ziffer 3) der Entscheidung des 
Rats über ein Arbeitsprogramm auf dem Gebiet der 
gemeinsamen Handelspolitik vom 25. September 
1962 vorgesehen ist. In Dringlichkeitsfällcn ist die 
Konsultation auf Antrag spätestens am 5. Tag nach 
Eingang des Konsultationsbegehrens bei der Kom- 
mission durchzuführen. 

Die Konsultationen gehen zeitlich der Einleitung 
jedweder anderer Maßnahmen voran. 

Artikel 3 

Zweck dieser Konsultationen ist es: 

1. die Art und die Wirkungen der gemeldeten Prak- 
tiken festzustellen, insbesondere zu ermitteln, ob 
es sich dabei um ein Dumping oder um Ausfuhr- 
prämien oder -Subventionen handelt; 

2. die geografische Tragweite ihrer Auswirkung 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes oder auf 
die Ausfuhren der Mitgliedstaaten nach Dritt- 
ländern zu beurteilen; 

3. die Maßnahmen zu prüfen, die zur Behebung der 
Schwierigkeiten getroffen werden könnten, die 
sich aus diesen Praktiken ergeben; diese Maß- 
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nahmen dürfen jedoch nicht zu Wettbewerbsver- 
fälschungen innerhalb des Gemeinsamen Marktes 
führen; 

4. im Bedarfsfälle die Schritte festzulegen, die bei 
den zuständigen Stellen des oder der Drittländer 
oder bei internationalen Organisationen unter- 
nommen werden könnten. 

Artikel 4 

Ergibt sich aus den Konsultationen, daß die bean- 
standeten anormalen Praktiken nur die Interessen 
eines einzigen Mifgliedstaates berühren, so trifft 
dieser, falls er es für zweckmäßig hält, die geeigne- 
ten nationalen Maßnahmen, die das Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes am wenigsten stören. 

Die Gültigkeitsdauer der nationalen Maßnahmen 
ist auf die Übergangszeit begrenzt. 

Artikel 5 

Ergibt sich aus den Konsultationen, daß die bean- 
standeten anormalen Praktiken die Interessen meh- 
rerer Mitgliedstaaten berühren, so schlägt die Kom- 
mission dem Rat geeignete handelspolitische Schutz- 
maßnahmen vor, um die aufgetretenen Schwierig- 
keiten auf Gemeinschaftsebene zu beheben. Der 
Rat beschließt entsprechend den im Vertrag fest- 
gelegten Bedingungen. 

Artikel 6 

1. Werden in dem in Artikel 5 genannten Fall 
Dringlichkeitsmaßnahmen erforderlich, so beschließt 
die Kommission — auf Antrag eines Mitgliedstaates 
— zur sofortigen Wahrung der Gemeinschaftsinter- 
essen unverzüglich über die zu treffenden Maßnah- 
men. Ihre Entscheidung wird allen Mitgliedstaaten 
notifiziert; sie wird vom vierten Werktag nach die- 
ser Notifizierung an anwendbar. 

Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von 3 
Werktagen nach der Notifizierung mit der Entschei- 
dung der Kommission befassen. Der Rat tritt dann 
unverzüglich zusammen. Er kann die Entscheidung 
der Kommisison mit qualifizierter Mehrheit ändern 
oder aufheben. 

Wird der Rat von einem Mitgliedstaat befaßt, so 
wird die Entscheidung der Kommission ausgesetzt. 
Diese Aussetzung endet 30 Tage, nachdem der Rat 
mit der Entscheidung befaßt wurde, wenn er bis 
dahin die Entscheidung der Kommission nicht ge- 
ändert oder aufgehoben hat. 

2. Bis zum Inkrafttreten der Entscheidung der Kom- 
mission (Absatz 1 Unterabsatz 1) oder des Rats (Ab- 
satz 1 Unterabsatz 2) kann jeder Mitgliedstaat im 
Rahmen des nationalen Rechts und bis zum Ende 
der Übergangszeit als Sicherungsmaßnahmen die 
handelspolitischen Schutzmaßnahmen treffen und 
aufrechterhalten, die er für erforderlich hält. Er 
unterrichtet hiervon möglichst bald alle Mitglied- 
staaten und die Kommission. 

3. Dieser Artikel findet nur zur Behebung der in 
der Gemeinschaft aufgetretenen Auswirkungen sol- 
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eher Einfuhren aus dritten Ländern Anwendung, die 
durch Dumping-Praktiken, Ausfuhrprämien oder 
-Subventionen oder sonstige in Artikel 1 Absatz 2 
dieser Verordnung definierte anormale Praktiken 
begünstigt werden, die in der Gemeinschaft eine 
schwere Störung hervorrufen oder hervorzurufen 
drohen. 

Artikel 7 

Während der Geltungsdauer der Gemeinschafts- 
maßnahmen können die Mitgliedstaaten für die 
gleichen Erzeugnisse des betreffenden Drittlandes 
nur nach Artikel 5 und Artikel 6 beschlossene han- 
delspolitische Maßnahmen treffen. 


Artikel 8 

Werden die betreffenden Praktiken von einem 
oder mehreren Drittländern angewendet, die Ver- 
tragsparteien des GATT sind, so sind bei den in 
Artikel 4 bis 6 dieser Verordnung genannten Ent- 
scheidungen die für diese Praktiken etwa geltenden 
Bestimmungen des .Allgemeinen Abkommens zu be- 
achten. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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